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Rechtsprechung

Verfügung der OFD Karlsruhe 
vom 07.08.2014, S 381.2a/50-St 
341, DStR 2014, S. 1721

§ 13a Abs. 8 ErbStG

In der Verfügung vom 07.08.2014 
hat die OFD Karlsruhe zu der Frage 
Stellung genommen, bis wann 
die nach § 13a Abs. 8 ErbStG für 
die Inanspruchnahme des 100%-
igen Verschonungsabschlages für 
begünstigtes Vermögen (Opti-

Steuerrecht

Antrag auf Optionsverschonung nach § 13a Abs. 8 ErbStG
Dr. Bertram Layer, Steuerberater

onsverschonung) erforderliche 
unwiderrufliche Erklärung wirk-
sam abgegeben werden kann. Die 
OFD Karlsruhe weist darauf hin, 
dass bei Erbschaft- und Schen-
kungsteuerbescheiden, die im 
Hinblick auf das beim Bundes-
verfassungsgericht anhängige 
Verfahren mit einem Vorläufig-
keitsvermerk versehen sind, der 
Antrag auf Optionsverschonung 
nach § 13a Abs. 8 ErbStG jeder-

zeit gestellt werden kann. Einer 
vorsorglichen Einlegung eines 
Einspruchs, um sich die Option 
solange wie möglich zu erhalten, 
bedarf es in solchen Fällen daher 
nicht. 
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Praktische Bedeutung

Liegt erbschaftsteuerlich begünstigtes 
Vermögen vor (z.B. Betriebsvermö­
gen, Anteile von mehr als 25 % an 
Kapitalgesellschaften mit Sitz oder 
Geschäftsleitung im Inland oder in 
der EU/EWR), so unterliegt dieses 
begünstigte Vermögen grds. einem 
Regelverschonungsabschlag von 
85 % (§ 13b Abs. 4 ErbStG). Weitere 
Voraussetzung für die Gewährung 
des Regelverschonungsabschlags ist, 
dass das begünstigte Vermögen zu 
nicht mehr als 50 % aus Verwaltungs­
vermögen besteht. 

Liegt erbschaftsteuerlich begünstigtes 
Vermögen vor und besteht dieses 
Vermögen zu nicht mehr als 10 % aus 
Verwaltungsvermögen, sieht § 13a 
Abs. 8 ErbStG die Möglichkeit vor, von 
der sogenannten Vollverschonung 
(100%-iger Verschonungsabschlag 
oder sogenannte Optionsverscho­
nung) Gebrauch zu machen. Nach 
dem Gesetzeswortlaut ist ein solcher 
Antrag vom Erwerber des begüns­
tigten Vermögens unwiderruflich zu 
erklären. 

Wird ein solcher Antrag gestellt, 
so ergeben sich höhere Auflagen 
für den vollständigen Erhalt dieses 
100%-igen Verschonungsabschlags. 
Hierzu gehört eine auf sieben Jahre 
verlängerte Behaltensfrist und eine 
höhere Anforderung betreffend die 
zu erhaltende Lohnsumme (insge­
samt in einem Betrachtungszeitraum 
von ebenfalls sieben Jahren müssen 
700 % der Ausgangslohnsumme, 
somit im Durchschnitt 100 % der 
Ausgangslohnsumme, mindestens 
erhalten bleiben). 

Da insbesondere der Anteil des Ver­
waltungsvermögens mit Unsicher­

heiten behaftet ist, aber auch im 
Nachgang zu einer erbschaftsteu­
erlich begünstigten Übertragung 
ungeplante Ereignisse eintreten kön­
nen, die die Behaltensfristen oder die 
Lohnsummenentwicklung tangieren, 
kann es in der Beratungspraxis durch­
aus sinnvoll sein, den unwiderruflich 
zu stellenden Antrag auf die Voll­
verschonung möglichst weit in die 
Zukunft zu verschieben. Allerdings 
ist dann zu berücksichtigen, dass 
bei einer zeitnahen Veranlagung des 
Schenkungs- oder Erbfalles zunächst 
eine Steuerfestsetzung auf Basis der 
Regelverschonung die Folge sein 
wird. Die Steuer muss dann zunächst 
auch entrichtet werden, sofern nicht 
gegen den Steuerbescheid Einspruch 
eingelegt und Antrag auf Aussetzung 
der Vollziehung gestellt wird. 

Mit der nun vorliegenden Verfügung 
der OFD Karlsruhe wird jedenfalls 
deutlich, dass die Finanzverwaltung 
im Falle eines Einspruchs gegen den 
Steuerbescheid – ggf. verbunden mit 
einem Antrag auf Aussetzung der 
Vollziehung – die Rücknahme des 
Einspruchs fordern wird, wenn ledig­
lich das Ziel verfolgt wird, Zeit für die 
endgültige Entscheidung über den 
Antrag auf Optionsverschonung zu 
gewinnen. 

Die Regelungen der 	
Verfügung der OFD Karlsruhe 
vom 07.08.2014 im Einzelnen

Zunächst verweist die OFD Karlsruhe 
in ihrer Verfügung auf die Aussage in 
den Erbschaftsteuerrichtlinien 2011, 
dass der Antrag auf Optionsverscho­
nung bis zum Eintritt der materiellen 
Bestandskraft möglich ist. Sodann 
wird auf die Praxis der Finanzverwal­

tung hingewiesen, dass seit Mitte 
November 2012 die Erbschaft- und 
Schenkungsteuerbescheide gemäß 
§ 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AO hinsicht­
lich der Frage der Verfassungsmäßig­
keit des Erbschaft- und Schenkung­
steuergesetzes nur vorläufig ergehen. 
Durch diesen Vorläufigkeitsvermerk 
werden die aktuellen Erbschaft- und 
Schenkungsteuerbescheide hinsicht­
lich der Anwendung der §§ 13a, 13b 
ErbStG unabhängig vom Ausgang des 
Verfahrens beim Bundesverfassungs­
gericht materiell nicht bestandkräftig. 
Ausführlich erläutert werden sodann 
auch die verschiedensten Möglich­
keiten, die zu einem endgültigen 
Steuerbescheid führen könnten, u.a. 
durch Ablauf der Festsetzungsfrist, 
die beispielsweise nicht vor Ablauf 
von zwei Jahren nach Veröffentli­
chung der Entscheidung des Bundes­
verfassungsgerichts enden wird. Dies 
veranlasst die OFD Karlsruhe zu der 
Aussage, dass die Steuerpflichtigen 
somit noch ausreichend Zeit haben, 
den Antrag auf Optionsverschonung 
zu stellen, ohne dass es der Einlegung 
eines Einspruchs bedarf. 

Die OFD Karlsruhe hat mit ihrer Verfü­
gung sicherlich Klarheit bzgl. der ver­
fahrensrechtlichen Seite zum Antrag 
auf Optionsverschonung geschaffen. 
Es bleibt dennoch zu hoffen, dass das 
Bundesverfassungsgericht bald zur 
Rechtssicherheit darüber beiträgt, ob 
und in welchem Umfang weiterhin 
von den Verschonungsregelungen 
im Erbschaftsteuergesetz Gebrauch 
gemacht werden kann. Vielleicht liegt 
ja bei der Erscheinung dieser Ausgabe 
der FuS schon eine Aussage aus Karls­
ruhe vor. 
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